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7. Wahlperiode 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Gerlach (Obernau), Vogel (Ennepetal), Dr. Miltner, Dr. Schneider, 
Handlos, Dr. Wittmann (München) und Fraktion der CDU/CSU 


betr. Situation der zivilen Verteidigung in der Bundesrepublik Deutschland 


Die Bundesregierung hat am 14. April 1972 dem Deutschen 
Bundestag das Weißbuch zur zivilen Verteidigung der Bundes- 
republik Deutschland (Drucksache VI/3345) vorgelegt. Sie stellt 
in diesem Weißbuch fest, daß die zivile Verteidigung ein un- 
trennbarer und unverzichtbarer Teil der Gesamtverteidigung 
sei, daß aber die Probleme der zivilen Verteidigung im Rahmen 
der Gesamtverteidigung nur unzureichend gelöst seien. Auch 
der Deutsche Städtetag hat in einem Negativkatalog der zivilen 
Verteidigung vom 14. April 1972, den er am 21. April 1972 den 
Mitgliedern des Innen- und Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages zugeleitet hat, vorhandene Mängel der zivilen 
Verteidigung aufgezeigt und Vorschläge zur Verbesserung un- 
terbreitet, während der Deutsche Städte- und Gemeindebund 
mit Rundschreiben Nr. 48/1973 eingehend zu den Problemen 
der zivilen Verteidigung Stellung genommen hat. 

In der Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 bezeichnet 
der Bundeskanzler andererseits die zivile Verteidigung in Ver- 
bindung mit der Wehrpflicht und dem Verteidigungshaushalt 
als „sinnvollen Dienst für die freie Gemeinschaft unserer Bürger, 
(der) unserer Friedensarbeit hilft". 

Bundesminister Genscher stellt dagegen in seinem Arbeitspro- 
gramm für die 7. Wahlperiode fest: „Im Rahmen der Gesamt- 
verteidigung, mit der zusammen sie in das Bündnis eingebettet 
ist, hat die zivile Verteidigung eine Schlüsselstellung bei der 
Krisenbewältigung, einer Aufgabe, die der NATO-Rat erst kürz- 
lich als politische Aufgabe ersten Ranges bezeichnet hat." 

Wegen dieser unterschiedlichen Bewertung von Funktion und 
Aufgaben der zivilen Verteidigung und wegen ihrer künftigen 
Stellung ist bei den vielen Mitbürgern, die sich bisher freiwillig 
und uneigennützig bereitgefunden haben, bei der zivilen Ver- 
teidigung, bei Katastrophen- und Notfällen jeder Art mitzu- 
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helfen, und die ihre Aufgabe nicht nur in der Vorsorge für einen 
unvermeidbaren Ernstfall als erschöpft ansehen, eine zuneh- 
mende Beunruhigung zu beobachten. 


Im Interesse der Glaubwürdigkeit der gesamten Zivilschutz- 
konzeption fragen wir die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtige Ge- 
samtsituation der zivilen Verteidigung? 

2. Hält die Bundesregierung die freiwillige Mitarbeit in der 
zivilen Verteidigung lediglich für einen „sinnvollen Dienst 
für die freie Gemeinschaft" oder für eine unverzichtbare 
Gemeinschaftsleistung zum Schutz vor Katastrophen, die 
einer erfreulichen staatsbürgerlichen und solidarischen 
Grundhaltung entspringt? 

3. Was hat die Bundesregierung bisher unternommen, um die 
im Weißbuch zur zivilen Verteidigung und im Negativ- 
katalog des Deutschen Städtetages aufgezeigten Mängel 
zu beseitigen? 

4. Inwieweit ist bisher das Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes aus dem Jahre 1968 sachgerecht und 
wirkungsvoll durchgeführt, bzw. welche Gründe stehen bis- 
her noch seinem praktischen Vollzug entgegen? 

5. Wie viele Helfer stehen bisher in den Hilfsorganisationen 
nach dem Katastrophenschutzgesetz tatsächlich zur Ver- 
fügung, und in welchem Umfang ist deren Ausrüstung mit 
Fahrzeugen und Gerätschaften sowie ihre Schulung und 
Ausbildung gewährleistet? 

6. In welchem Umfang sind bisher Fahrzeuge und Gerät- 
schaften der Einheiten und Basisorganisationen überaltert, 
und welche Pläne hat die Bundesregierung für notwendige 
Ergänzungen und Neubeschaffungen? 

7. Welche Verbesserungen plant die Bundesregierung beim 
Technischen Hilfswerk im personellen Bereich, im Unter- 
kunftswesen und in der Alarmierung, um seine Arbeit 
effektiver zu gestalten und die unzureichende Alarmierung 
und Unterbringung zu verbessern? 

8. Wie beurteilt die Bundesregierung die jährliche Schutz- 
zuwachsrate auf dem Gebiet der zivilen Verteidigung im 
allgemeinen, beim Bau von Schutzräumen in Wohnhäusern 
und im Selbstschutz der Bevölkerung im besonderen? 

9. Wieviel Prozent der Bevölkerung erlernen jährlich die 
wichtigsten Selbstschutzmaßnahmen und wieviel Jahre 
wird es dauern, bis der Bevölkerung die notwendigen 
Selbstschutzkenntnisse vermittelt sind? 
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10. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die in 
der Praxis bewährten Selbstschutzzüge, die nach dem Wil- 
len der Bundesregierung aufgelöst werden sollen, unter 
Leitung der Kreisverwaltungsbehörden dem erweiterten 
Katastrophenschutz einzugliedern und damit die Selbst- 
schutzzüge den Gemeinden im Interesse der Glaubwürdig- 
keit der Selbstschutzarbeit zu erhalten? 


Bonn, den 13. Juni 1973 


Gerlach (Obernau) 

Vogel (Ennepetal) 

Dr, Miltner 
Dr. Schneider 
Handlos 

Dr. Wittmann (München) 
Carstens, Stücklen und Fraktion 
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